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Beratungsfolge Termin Behandlung 

Verwaltungsausschuss 06.10.2015 nicht öffentlich 
Rat der Gemeinde 06.10.2015 öffentlich 

 
 
Mögliche Teilaufhebung des Landschaftsschutzgebietes "Zwischenahner Meer mit 
Umgebung" sowie Beschlussfassung über die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 
- Strandpark - 

Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, einen Antrag auf Teilaufhebung des Landschaftsschutz-

gebietes LSG WST 56 beim Landkreis zu stellen, um die Erweiterung des Reha-
Zentrums in westlicher Richtung zu ermöglichen. 

 
2. Zur Erweiterung des Reha-Zentrums wird die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 - 

Strandpark - einschließlich der Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen.  
 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinde ist alleinige Gesellschafterin der Kurbetriebsgesellschaft Bad Zwischenahn 
mbH (KBG). In den gemeindlichen Gremien wird derzeit über die beabsichtigte Erweiterung 
des onkologischen Teils der Klinik beraten, um die zukunftsorientierte Entwicklung der KBG 
zu gewährleisten. Die zuständigen Fachausschüsse haben bisher nichtöffentlich getagt, da 
auch gesellschaftsrechtliche Daten der KBG zu beraten waren. 
 
Die Möglichkeiten für eine bauliche Umsetzung der notwendigen Erweiterung der KBG sind 
in einer Studie untersucht worden. Auf die Anlage zur Beschlussvorlage für die gemeinsame 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und Finanzen sowie des Ausschusses für Planung, 
Energie und Umwelt vom 22.09.2015 wird verwiesen. Von vier näher untersuchten Varianten 
sind zwei Varianten in Form einer Erweiterung der Klinik in westlicher Richtung in das Land-
schaftsschutzgebiet hinein sowie alternativ der Abriss des Wellenbades mit anschließender 
Bebauung dieses Grundstücksbereiches in der gemeinsamen Sitzung näher diskutiert wor-
den.  
 
Eine Erweiterung in den Bereich des Landschaftsschutzgebietes würde eine Teilaufhebung 
erforderlich machen. Hierfür ist ein Kreistagsbeschluss erforderlich. Außerdem wäre der Be-
bauungsplan Nr. 26 - Strandpark - zu ändern.  

Der Verwaltungsausschuss hat am 22.09.2015 über die in der vorangegangenen gemeinsa-
men Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und Tourismus und des Ausschus-
ses für Planung, Energie und Umwelt vom Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Touris-
mus beschlossene Beschlussempfehlung 
 



 „Die Erweiterung der Onkologie am Standort des jetzigen Wellenbades ist so 
 schnell wie möglich durchzuführen.“ 

abgestimmt und diese Empfehlung abgelehnt. Über den Beschlussvorschlag der Verwaltung, 
die Erweiterung der Klinik in Richtung Landschaftsschutzgebiet vorzusehen und entspre-
chende Verfahrensbeschlüsse zu fassen, ist nicht abgestimmt worden. 

Der Rat entscheidet am 06.10.2015 in nichtöffentlicher Sitzung über die Entwicklung der 
Kurbetriebsgesellschaft mbH mit der Erweiterung der Onkologischen Klinik und in Konse-
quenz damit auch über den Standort der Erweiterung im Bereich des Landschaftsschutzge-
bietes LSG WST 56 „Zwischenahner Meer mit Umgebung“ oder am Standort des jetzigen 
Wellenbades.  

Damit vorbehaltlich der Entscheidung des Rates auch noch eine umgehende Entscheidung 
des Landkreises wegen der Einleitung des Verfahrens zur Teilaufhebung des Landschafts-
schutzes möglich ist, wird ein entsprechender TOP für den öffentlichen Teil der Ratssitzung 
am 06.10.2015 vorgesehen. Für die Vorbereitung findet eine Sondersitzung des Verwal-
tungsausschusses vor der Ratssitzung am 06.10.2015 statt. 

Ein Aufhebungsantrag könnte dann fristgerecht beim Landkreis Ammerland eingereicht wer-
den. Parallel würde dann auch der Aufstellungsbeschluss zur Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 26 - Strandpark - vom Rat gefasst. Nach der Geschäftsordnung des Rates der Ge-
meinde sind Bebauungspläne bis zum formellen Aufstellungsbeschluss nichtöffentlich zu 
beraten. Dann schließen sich die weiteren Verfahrensbeschlüsse im Rahmen des Bauleit-
planverfahrens an, die dann jeweils öffentlich zu beraten sind. Wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung der Angelegenheit für die weitere Entwicklung der KBG, aber auch der touristi-
schen Infrastruktur, hält es die Verwaltung für geboten, nach der erfolgten nichtöffentlichen 
Vorberatung über den Beschluss zur Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 - Strandpark - 
die Entscheidung in öffentlicher Sitzung des Rates zu treffen. 
 
 


